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Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über Gesamt- und Zweckverbände 

in der Evangelischen Kirche von Kurhessen Waldeck 

Vom 27. November 2024 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck hat das folgende Kir-

chengesetz beschlossen:  

Artikel 1 

Änderung des Kirchengesetzes über die Gesamt- und Zweckverbände in der Evangeli-

schen Kirche von Kurhessen-Waldeck (VerbG) 

Das Kirchengesetz über die Gesamt- und Zweckverbände in der Evangelischen Kirche von 

Kurhessen-Waldeck vom 18. März 1969 (KABl. S. 25), zuletzt geändert durch das Kirchen-

gesetz zur Regelung der Zusammenarbeit kirchlicher Körperschaften im Zusammenhang mit 

§ 2b des Umsatzsteuergesetzes vom 23. November 2022 (KABl. S. 355), wird wie folgt ge-

ändert: 

 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: „Zweckverbände können 

auch durch Vereinigung mehrerer bestehender Zweckverbände entstehen. Satz 2 

gilt für Gesamtverbände entsprechend.“ 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Zweckverband“ die Wörter „oder die Vereini-

gung mehrerer Gesamt- oder Zweckverbände“ eingefügt. 

 

2. In § 4 Absatz 2 Buchstabe d) wird das Wort „Mitarbeitenden“ durch das Wort „Mitar-

beitender“ ersetzt. 

 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

 

a) Das Wort „Vertreter“ wird durch die Wörter „Vertreterinnen oder Vertreter“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „nur“ die Wörter „eine Gemeindepfar-

rerin oder“ eingefügt.  

 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Buchstabe b) wird wie folgt gefasst: 

„b) die Wahl der oder des Vorsitzenden der Verbandsvertretung und seiner Stell-

vertreterinnen oder Stellvertreter,“ 

bb) Buchstabe c) wird aufgehoben. 

cc) Die bisherigen Buchstaben d) bis l) werden die Buchstaben c) bis k). 

dd) Unter dem Buchstaben d) werden die Wörter „jährliche Haushaltspläne“ durch 

das Wort „Haushalte“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Verbandsvertretung ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer 

Einberufung mehr als die Hälfte der Mitglieder vertreten ist. Jede Vertreterin oder 

jeder Vertreter kann auf Grund schriftlicher Bevollmächtigung maximal ein weite-

res Mitglied vertreten. § 10 Absatz 1 bleibt hiervon unberührt.“ 
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5. § 10 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Satz 2 werden nach dem Wort „Einladung“ die Wörter „der oder“ eingefügt. 

b) In Satz 3 werden nach dem Wort „sind“ die Wörter „die oder“ und nach dem Wort 

„seine“ die Wörter „Stellvertreterin oder sein“ eingefügt. 

 

6. § 11 wird wie folgt gefasst: 

 

„Die Sitzungen der Verbandsvertretung und des Verbandsvorstandes können ganz 

oder teilweise als Videokonferenz stattfinden. In diesen Fällen steht die Videozu-

schaltung der Anwesenheit im Sinne von Artikel 29 Absatz 5 Satz 1 der Grundord-

nung gleich, wenn die durch Zuschaltung anwesenden Mitglieder der Verbandsvertre-

tung der Sitzungsleitung ihre Identität nachweisen und versichern, dass die Einhal-

tung der Vertraulichkeit während ihrer Sitzungsteilnahme gewährleistet ist; dies gilt 

auch für die übrigen zur Teilnahme an der Sitzung berechtigten Personen. Bei Video-

konferenzen erfolgen schriftliche Abstimmungen und geheime Wahlen durch Abstim-

mung oder Wahl der teilnehmenden Mitglieder per Brief oder durch Nutzung digitaler 

Abstimmungsfunktionen, wenn diese eine geheime Abstimmung sicherstellen.“ 

 

7. In § 12 Absatz 2 wird das Wort „Mitarbeiter“ durch das Wort „Mitarbeitenden“ ersetzt.  

 

8. Dem § 13 werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:  

 

„Dabei sind das vorsitzende Mitglied und das stellvertretende vorsitzende Mitglied ge-

meinschaftlich oder jeweils zusammen mit einem weiteren Mitglied des Vorstandes 

vertretungsberechtigt. Der Verbandsvorstand kann im Einzelfall die Übertragung der 

Vertretungsberechtigung auf ein Mitglied des Vorstandes oder eine andere Person 

beschließen.“ 

 

9. § 14 wird aufgehoben, die Nummerierung bleibt mit dem Zusatz „aufgehoben“ beste-

hen.  

 

10. § 15 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 

aa)  Nach dem Wort „Satzung“ werden die Wörter „,die Vereinigung von Zweck-

verbänden“ eingefügt. 

bb)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: „Änderungen einer Satzung, 

die einer vom Landeskirchenamt erlassenen Mustersatzung entsprechen, 

kann der Zweckverbandsvorstand ohne übereinstimmende Beschlüsse der 

Kirchenvorstände und Kreissynoden beschließen.“ 

 

b) In Absatz 3 wird die Angabe „und 14“ gestrichen. 

 

11. In § 16 Absatz 2 wird die Ziffer „2“ durch das Wort „zwei“ ersetzt.  
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Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Änderung tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

 

 

 
Präses der Landessynode 

der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck 

 

   Dr. Michael Schneider 


